
pur das Nachschlagewerk 
nicht für die amtliche Sammlung 2320 003

Gesät** BGB § 419? ZPO § 325
Rechtssatzs Per Übernehmer eines Vermögens ist hinsicht­

lich der in § 419 Abs 1 BGB bezeichneten An­
sprüche nicht im Sinne des § 325 Abs 1 ZPO 
Rechtsnachfolger des bisherigen (Allein)Schuld­
ners«

2„ Gesetz;; BGB §§ 419, 718* iHGB §§ 124, 161
Rechtssatcs Ist Vermögensübernehmer eine offene Handels­

gesellschaft (Kommanditgesellschaft), so 
kann sie sich gegenüber einer Inanspruchnah­
me gemäß § 419 Abs 1 BGB auf das Vorwegbe­
friedigungsrecht des Übernehmers nicht mit 
der Begründung berufen, eine Gesellschaft 
des bürgerlichen Rechts, die aus denselben 
Personen bestehe wie sie selbst, habe eine 
vor der Übernahme entstandene Forderung ge­
gen den bisherigen Schuldner«

Gesetze KO § 55 Nr 1
Rechtssatz.; Pie Aufrechnung ist auch dann unzulässig,

wenn die Forderung des Gemeinschuldners, ge­
gen die die Aufrechnung erklärt wird, zwar 
schon vor der Eröffnung des Konkursverfah­
rens entstanden ist, der Aufrechnende aber 
erst durch eine nach Eröffnung des Verfah­
rens erfolgte Schuldübernahme deren Schuld­
ner geworden ist. Pas gilt auch dann, wenn 
Forderung und Gegenforderung auf demselben 
Rechtsverhältnis beruhen.

4. Gesetzs ZPO §§ 288, 550
Rechtssatzs Ob die von einer Partei vor dem Tatrichter 

abgegebene Erklärung ein Geständnis ist, 
unterliegt als Prozeßhandlung der Nachprü­
fung durch das Revisionsgericht- Für die Wür­
digung einer Erklärung als Geständnis kommt 
es nicht darauf an, ob die Partei sich be­
wußt gewesen ist, daß sie etwas ihr Ungün­
stiges- erklärt hat«

*
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VIII ZR 26/56
Verkündet am
IS* Dezember 1956
Hoffmeister, Justizangestellter
als Urkundsbeamter der
Geschäftsstelle

I m  H a m e n  d e s  V o l k e s

In dem Rechtsstreit
1 o

2 ;

der H Kommanditgesellschaft, vertreten
durch die persönlich haftende Gesellschafterin 
Theresia geb.
der Kauffrau Theresia geb. Hä
beide in tT

Beklagten, Berufungskläger, Anschlußberufungs­
beklagten, Revisionskläger und Anschlußrevisions­
beklagten,

- Prozeßbevollmächtigters Rechtsanwalt Dr.

gegen

den Kaufmann Karl-Heinz M _____
Konkurse über das Vermögen der S|_ 
schuft mit beschränkter Haftung in

Straße

als Verwalter im 
Gesell-

Kläger, Berufungsbeklagten, 'Anschlußberufungs­
kläger, Revisionsbeklagten und Anschlußrevisions­
kläger,

- Prozeßbevollmächtigter: Rechtsanwalt Dr«

hat der VIII» Zivilsenat des Bundesgerichtshofs auf 
die mündliche Verhandlung vom 11. Dezember 1956 unter 
Mitwirkung des Senatspräsidenten Dr. Großmann sowie 
der Bundesrichter Dr. Gelhaar, Dr. Spieler, Liesecke 
und Dr. Mezger

für Recht erkannt«

Die Revision der Beklagten gegen das Ur­
teil des 8. Zivilsenats des Kammergerichts vom 
24. März 1955 wird zurückgewiesen..
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Auf die Anschlußrevision des Klägers 
wird das bezeichnete Urteil aufgehoben, soweit 
dadurch den Beklagten die Geltendmachung der 
Beschränkung ihrerHaftmiß auf das übernommene 
Vermögen der i m H H H P ~ H o t e l g e s e l l s c h a f t  mit beschränkter Haftung Vorbehalten worden 
ist«. Auch insoweit wird die Berufung der Be­
klagten gegen das Urteil der 6. Zivilkammer 
des Landgerichts Berlin vom 2» Oktober 1954 
zurückgewiesen.

Die Kosten des Revisionsverfahrens ha­ben die Beklagten als Gesamtschuldner zu tra­
gen.

Von Rechts wegen

JLaw – Gesetze und Urteile
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Tatbestands

Der vor dem Kläger bestellte verstorbene Verwal­
ter Willy M ^ B B i n  dem Konkursverfahren über das Vermö­
gen der GmbH hat in den Akten 22, 0* 208/50
des Landgerichts Berlin (im folgenden als MVorprozeß" 
bezeichnet.) die rechtskräftige Verurteilung der W 
^BBP~Hotel GmbH zur Zahlung des für die Zeit vom 
16, April bis zum 51« Dezember 1949 rückständigen Pacht­
zinses in Höhe von 6„725,42 DM nebst 4 ^ seit dem 1„ Ja­
nuar 1950 erwirkt5 die dem Konkursverwalter zu erstat­
tenden Prozeßkosten sind am 29« Juli 1952 auf 1^043?05 DM 
festgesetzt worden. Pur diese Schulden nimmt der Kläger 
die Beklagten unter dem Gesichtspunkt der Vermögensüber­
nahme ) der unsorgfältigen Verwaltung des übernommenen 
Vermögens und der unerlaubten Handlung in Anspruch,

Dem liegt folgender Sachverhalt zu Grundeg

Das Grundstück S^^^straße ̂ ^ i n  
von dem das sogenannte Wrangelschloß einen Teil bildet» 
ist von seiner im Ausland lebenden Eigentümerin an einen 
Generalpächter verpachtet worden, der die Ausübung seiner 
Rechte auf die GmbH (im folgenden als
gesellschaft” bezeichnet) übertragen hat. Diese hat durch 
schriftlichen Vertrag vom 29« April und 10« August 1948 
das beschädigte die w | B H ^ - H o t el
GmbH (im folgenden als "Hoteigeselks chaff* bezeichnet) 
zum Betrieb einer Gaststätte und eines Hotels mit Wirkung 
vom 29« April 1948 zunächst bis zum 31« Dezember 1958 
unterverpachteto Mitgesellschafter und Mitgeschäftsführer 
der Hotelgesellschaft war Kurt der Ehemann der
Beklagten zu 2),
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In § 4 des Vertrages heißt es u.a.-c
Die Pachterin übernimmt auf ihre Kosten die 
völlige Wiederherstellung, den Ausbau und die 
Inneninstandsetzung sämtlicher verpachteten 
Gebäudeteile, sowie die Instandsetzung des 
Gartens in einer den vereinbarten vertragli­
chen Zwecken entsprechenden Weise.
Mach der betriebsfertigen Wiederherstellung 
des Gebäudes ist eine Zusammenstellung der 
Kosten von der Pächterin einzureichen, die 
der Verpächterin vorgelegt und von dieser 
nach Prüfung anerkannt werden muß. Diesen 
anerkannten Betrag muß die Verpächterin der 
Pächterin ersetzen.. Dieser Ersatzanspruch und 
damit auch der zu ersetzende Betrag ermässigt 
/^iqhTpro Jahr um 10 Prozent, so daß nach 
zehn Jahren der Ersatzanspruch des Pächters 
erloschen ist.
Für den Fall einer vorzeitigen nicht auf das 
Verhalten oder die Person der Pächterin zu­
rückzuführenden Auflösung des Pachtvertra­
ges hat die Verpächterin eine Entschädigung 
für die der Pächterin geleisteten Wieder­
instandsetzungsarbeiten zu gewähren. Über 
die Höhe und die Fälligkeit müssen zwischen 
den Vertragsparteien alsdann Vereinbarungen 
getroffen werden. Sofern eine Vereinbarung 
nicht zustande kommt, ist das im § 12 des Ver­
trages festgelegte schiedsgerichtliche Ver­
fahren in Anspruch zu nehmen.
Für den Fall einer vorzeitigen, auf das Ver­schulden der Pächterin zurückzuführenden Auf­
lösung des Pachtvertrages erfolgt keine Ent­
schädigung für die von der Pächterin gelei­
steten Wiederherstellungsarbeiten<

Am 16. August 1949 erhob die Parkgesellschaft gegen 
die Hotelgesellschaft im Vorprozeß Klage auf Zahlung rück­
ständiger Pachtzinsen, die erst.am 8. Mai 1951 zu der an­
geführten Verurteilung führte.

Unter dem 5. September 1949 beantragte die 
gesellschaft die Eröffnung des Konkursverfahrens über



das Vermögen der Hotelgesellschaft» Zu einer abschließen­
den Entscheidung über diesen Antrag kam es zunächst nicht-

Am 7. November 1949 beurkundete der Notar 
(Reg.Nr 49) einen jarlehensvertrag zwischen H| 
und der Beklagten zu 2) als Darlehensgeber einerseits 
und der Hotelgesellschaft als Darlehensnehmerin anderer­
seits. Unter Ziffer 1 und 2 erkennt die Darlehensnehmerin 
an, den Darlehensgebern aus den seit ihrer Gründung im 
April 1948 bis zum 30» September 1949 laufend gegebenen 
Darlehen insgesamt 89»391?48 DH zu schulden» Unter Nr 6 
heißt ess

Zur Sicherung der den Darlehensgebern aus die­
sem Vertrag zustehenden Ansprüche tritt die 
Darlehensnehmerin unwiderruflich ihre sämtli­
chen Ansprüche gegen den Eigentümer bezw» die 
Vermieterin des Grundstücks SfliHlstraße 
an die Darlehensgeber ab. Als abgetreten gel­
ten hierbei sämtliche Ansprüche auf Grund der 
Tatsache, daß die Darlehensnehmerin auf Grund 
des Mietvertrages vom 29« Apr^L 1948/l0» August 
1948 zwischen ihr und der Sfl H H H V G e s e l l -  
schaft mit beschränkter Haftung dieses Grund­
stück als Besitzerin inne hat und für ihre Be­
triebszwecke nutzt. Hierunter fallen nicht nur 
Ansprüche aus dem Mietverträge, sondern auch 
alle Ansprüche aus sonstigen Rechtsgründen, ins­
besondere auch Ansprüche gesetzlicher Art«

Am 28» Dezember 1949 wurde das Konkursverfahren 
über das Vermögen der Parkgesellschaft eröffnet. Der Kon­
kursverwalter hat die weitere Erfüllung des mit der Hotel­
gesellschaft geschlossenen Pachtvertrages abgelehnt» Die 
Hotelgesellschaft und später die Beklagte zu 1) haben dann 
unmittelbar mit dem Generalpächter ein Pachtverhältnis be­
gründet»

Am 22« Mai 1950 wurde zur Eintragung in das Han­
delsregister die am 1. Januar 1950 begonnene Beklagte



zu 1) mit der Beklagten zu 2) als persönlich haftende 
Gesellschafterin und Huster als Kommanditisten angerael- 
det. Als Zweck der Gesellschaft wurde die Führung von 
Hotels? Gaststätten und verwandten Betrieben bezeichnet.

Am 23, Mai 1950 beurkundete der Notar Kr|
(Reg Nr^(p|/50) einen Vertrag zwischen der Hotelgesell­
schaft lind der durch die Beklagte zu 2) vertretenen Be­
klagten zu 1)« Die §§ 1 bis 3 lautens

§ 1

Die GmbH schuldet per 1.1.50
a) aus Wechseln mit eigenen Akzepten 

laut Liste A
b) aus offenen Warenverbindlich- 

. keiten laut Liste B
c) aus Verbindlichkeiten gegenüber 

Finanzämtern und gegenüber der 
Versicherungsanstalt Berlin laut 
Liste 0

d) aus Bankschulden an die Bezirks­
bank F f l H H P  laut Auszug und 
Liste D

insgesamt

DM 20 ..133;.17
DM 36 .416;.26

DM 17.,092 j. 56

DM 13 <>069,,45
DM 86,,711.• 44

§ 2

Diese Verbindlichkeiten übernimmt die KG als 
Selbst- und Alleinschuldnerin und zwar mit Wir­
kung vom 1,1.1950 ab.
Die KG verpflichtet sich, die im § 1 aufgeführ­
ten Schulden der GmbH bei Fälligkeit abzudek- 
ken und die GmbH von diesen Verbindlichkeiten 
nebst etwa auflaufenden Zinsen usw, zu befreien.
Der KG bleibt es überlassen, inwwelcher Weise 
sie die vorbezeichneten Verbindlichkeiten er­
füllt, sofern sie nur die GmbH von diesen Ver­
bindlichkeiten freistelltc
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§ 3

Für die im § 2 vorgesehene Schuldübernahme durch die KG erhält diese und zwar mit 
Wirkung vom 1,1.1950 ab
a) die in der liste E verzeich­n e n  Einrichtungsgegenstände

im Werte von DM 54*282,61
b) die in der liste F verzeich­

net en Waren im Werte von DM 12*918,68«
Die Parteien sind sich darüber einig, daß das 
Eigentum an den vorbezeichneten Einrichtungs­
gegenständen und den Waren am 1.1.1950 auf 
die KG übergegangen ist. Die Übergabe ist eben­
falls am 1.1.1950 erfolgt.
c) Die aus der liste G ersicht­lichen Forderungen der GmbH

im Betrage von DH 3.538,04»
Die GmbH tritt diese aus der Anlage G ersicht­
lichen Forderungen hiermit mit Wirkung vom 
1.1.1950 an die KG ab.
Die KG nimmt die Abtretungen an.

In § 4 erkennt die Hotelgesellschaft an, der Be­
klagten zu 1) den Unterschiedsbetrag zwischen den über­
nommenen Schulden von 86.711?44 DM und den von der Be­

it klagten zu 1) in Höhe von 70.739?33 DM übernommenen Wer­
ten, also 15.972,11 DM zu schulden; ferner verpflichtet 
sie sich darin, diesen Betrag mit banküblichen Zinsen vom 
1. Januar 1950 an zu verzinsen.

Am 13. August 1950 ist HifliB verstorben. Die Be­
klagte zu 2) ist seine Alleinerbin. Ein vor seinem Tode 
in die Beklagte zu 1) eingetretener anderer Kommanditist 
ist danach ausgeschieden. Ferner ist nach I ^ B P s  Tod ein 
weiterer Kommanditist eingetreten.

Durch Urteil vom 8. Mai 1951 hat das landgericht 
im Vorprozeß die Hotelgesellschaft zur Zahlung nach Kla­
geantrag verurteilt.
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Durch den rechtskräftig gewordenen Beschluß vom 
21«. Februar 1952 ist der Antrag vom 5« September 1949 
auf Eröffnung.des Konkursverfahrens über das Vermögen 
der Hotelgesellschaft mangels Masse abgewiesen worden.

Durch rechtskräftig gewordenes Urteil vom 7, April 
1952 hat das Kammergericht im Vorprozeß die Berufung der 
Hotelgesellschaft gegen das Urteil des Landgerichts vom 
8. Mai 1951 zurückgewiesen. Eine von der Hotelgesellschaft 
u,a. im Vorprozeß mit Schriftsatz vom 17. November 1949 
unter Nr III 2 gegen die Klageforderung zur Aufrechnung 
gestellte, aber bestrittene Forderung auf Erstattung der 
Ausbau- und Instandsetzungskosten für das W ^ ^ ^ s c h l o ß  
in Höhe von 129.000 DM hat das Kammergericht nur in Höhe 
von 49-263 DM als substantiiert, aber auch insoweit als 
zur Zeit nicht begründet bezeichnet. Ohne zu den sich aus 
§ 4 des Pachtvertrages ergebenden Zweifeln hinsichtlich 
des Grundes der Forderung Stellung zu nehmen, hat es aus­
geführt s Voraussetzung für die Geltendmachung eines Er­
stattungsanspruchs durch die Hotelgesellschaft sei nach 
§ 4 des Pachtvertrages, daß sie der Parkgesellschaft eine 
Zusammenstellung der aufgewandten Kosten einreiche, damit 
diese zu einer Prüfung in der Lage sei. Eine derartige Zu­
sammenstellung habe indessen die Hotelgesellschaft nicht 
vorgelegt. Das Gutachten des Regierungsbaumeisters Ender­
lein vom 4. September 1950 genüge als Ersatz nicht, da es 
im Aufträge der Eigentümerin des Grundstücks SflHBstraße 
erstattet worden sei. Die S^pgesellschaft bezw ihr Kon­
kursverwalter habe daher nicht dazu Stellung nehmen kön­
nen, ob und in welchem Umfange die Forderung der Hotelge­
sellschaft anerkannt werden könne. Von der im Vertrage vor­
gesehenen Anrufung des Schiedsgerichts zur Entscheidung 
über die Höhe der Forderung der Hotelgesellschaft sei ein­
verständlich Abstand genommen worden. -



Am 31« Mai 1952 ist auf Grund des schon erwähnten 
Beschlusses vom 21. Februar 1952 die Auflösung der Hotel­
gesellschaft gemäß § 1 des Gesetzes vom 9. Oktober 1934 
(RGBl I S 914) im Handelsregister eingetragen worden.

Am 5. September 1952 ist die Hotelgesellschaft auf 
Antrag des Finanzamtes, das dazu von der Beklagten zu 2) 
veranlaßt worden war, gemäß § 2 aaO gelöscht worden.

Der Kläger nimmt die Beklagten auf Bezahlung der 
im Vorprozeß gegen die Hotelgesellschaft erstrittenen 
Urteils- und Prozeßkostenforderung in Anspruch. Deshalb 
hat er zunächst beantragt, die Beklagten als Gesamt­
schuldner zur Zahlung eines Teilbetrages von 1,100 IM 
nebst 4 # Zinsen seit dem 1. Januar 1950 zu verurteilen. 
Gegen die Beklagte zu 1) stützt er den Anspruch sowohl 
auf § 419 wie auf § 826 BGB, und zwar nach § 419 BGB auf 
unbeschränkte Haftung, weil die Beklagte zu 1) die Be­
friedigung aus dem von ihr durch den Vertrag vom 23* Mai 
1950 übernommenen Vermögen der Hotelgesellschaft schuld­
haft vereitelt habe. Die Beklagte zu 2) nimmt er gemäß 
§ 161 Abs 2, § 128 HGB in Anspruch.

Die Beklagten haben in erster Linie Abweisung der 
Klage und hilfsweise beantragt, ihnen die Beschränkung 
ihrer Haftung auf das übernommene Vermögen vorzubehal­
ten, sowie Widerklage auf Feststellung erhoben, daß der 
Kläger auch bezüglich des 1.100 DM übersteigenden Betra­
ges keinen Anspruch gegen sie habe.

Sie meinen, der Vorprozeß sei unrichtig entschie­
den worden; insbesondere sei darin zu Unrecht auf die 
von der Hotelgesellschaft zur Aufrechnung gestellte Ge­
genforderung nicht näher eingegangen worden. Ferner brin­
gen sie vor, die Beklagte zu 1) habe nicht das gesamte 
Vermögen der Hotelgesellschaft, sondern nur bestimmte
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Werte aus diesem Vermögen übernommen und dafür entspre­
chende Gegenwerte geleistet. Unbeschadet des Vertrages 
vom 23. Mai 1950 seien der Hotelgesellschaft Vermögens­
werte in rechnerischer Höhe von noch 218.564,20 UM ver­
blieben, die freilich damals nicht in vollem Umfange und 
nicht sofort hätten realisiert werden können. Bin recht 
erheblicher Teil davon sei indessen eintreibbar gewesen. 
Insbesondere gelte das von dem Erstattungsanspruch in 
Höhe der für die Bauarbeiten aufgewendeten Kosten, die 
sie zunächst auf 142.665,16 UM und später auf 70.435,21 DM 
beziffert hat.

Mit dieser in Hr 6 des Vertrags vom 7. November 1949 
von der Hotelgesellschaft an H ^ H I  die Beklagte zu 2) 
abgetretenen Forderung rechnen die Beklagten auch ihrer­
seits gegen die Klageforderung auf. Ferner machen sie gel­
tend, daß sie sich wegen der in dem Vertrage verbrieften 
Darlehensforderung in Höhe von 89.391,48 DM aus dem durch 
Vertrag vom 23 * Mai 1950 übernommenen Vermögen der Hotel- 
Gesellschaft vorweg befriedigen könnten und daß damit das 
Vermögen erschöpft sei. Von Bedeutung sei in diesem Zusam­
menhang noch, daß die Beklagte zu 1) die von ihr durch die­
sen Vertrag übernommenen Schulden der Hotelgesellschaft be­
zahlt habe und daß diese nach § 4 des Vertrages jener noch 
15.972,11 DM schulde. Die Beklagte zu 2) hat während des 
Rechtsstreits ihre Ansprüche aus dem Vertrage vom 7. Novem­
ber 1949 an die Beklagte zu 1) abgetreten.

Auf einen Hinweis des. Klägers, daß die Beklagte 
zu 1) das Vermieterpfandrecht der Fl^gesellschaft am In­
ventar des W^^^schlosses vereitelt habe, haben die Be­
klagten erklärt, das Inventar existiere nicht mehr, es 
sei zum Teil aufgebraucht und zum Teil verbraucht; auch 
seien Inventarstücke, soweit sie jemals Eigentum der Hotel­
gesellschaft gewesen seien, als unbrauchbar entfernt wor-



den (Nr VI b des Schriftsatzes der Beklagten vom 19» Fe­
bruar 1954)«

Baß sie sich gemäß § 826 BGB schadensersatzpflich­
tig gemacht hätten, stellen die Beklagten in Abrede; in­
sofern berufen Bie sich auch auf Verjährung.

Bas Landgericht hat unter Abweisung der Widerklage 
nach dem Klageantrag erkannt, freilich Zinsen erst vom 
Tage der KlageZustellung (15« Januar 1954) an zugespro­
chen. Bern Hilfsantrag der Beklagten hat es nicht ent­
sprochen. Bie Beklagten haben Berufung, der Kläger An­
schlußberufung eingelegt. Ber Kläger hat seinen ursprüng­
lichen Antrag um den restlichen Betrag der streitigen 
Pachtzinsforderung (5.625,42 BK nebst 4 # Zinsen seit dem 
1, Januar 1950) und um den Betrag der ihm aus dem Vorpro­
zeß zu erstattenden Kosten (1.043>05 DM nebst 4 $6 Zinsen 
seit dem 29. Juli 1952) erweitert, während die Beklagten 
ihre' bisherigen Anträge weiter verfolgt haben. - Barüber, 
daß die Widerklage durch den vom Kläger im zweiten Rechts­
zuge gestellten Aptrag erledigt sei, sind die Parteien 
einig gewesen. - Vor dem Berufungsgericht haben die Beklag­
ten eine Liste des von ihnen übernommenen Inventars mit 
Wertangaben (abschließend mit dem Betrag von 54.282,61 BM) 
vorgelegt und dazu erklärt, die einzelnen Sachen seien 
seit dem Mai 1950, also während eines Zeitraums von rund 
fünf Jahren zum Teil verbraucht, zum Teil so oft ausgebes­
sert und verändert worden, daß sie nicht mehr als die ur­
sprünglichen Sachen angesprochen werden könnten.

Bas Kammergericht hat dem Kläger auch die über
1., 100 BM hinaus verlangten Beträge nebst Zinsen gegen die 
Beklagten als Gesamtschuldner zugesprochen und den Beklag­
ten unter Zurückweisung der Berufung im übrigen die Gel­
tendmachung der Beschränkung ihrer Haftung auf das über­
nommene Vermögen der Hotelgesellschaft Vorbehalten.



Dagegen richtet sich die Revision der Beklagben 
und die Anschlußrevision des Klägers« Mit der Revision 
hegehren die Beklagten die Abweisung der Klage, während 
der Kläger den Wegfall des zu Gunsten der Beklagten aus­
gesprochenen Vorbehalts erstrebt.

Entscheidungsgründe i

A) Zur Revision der Beklagten«

I. Die Vermögensübernahme (§ 419 Abs 1 BGB).

Das Berufungsgericht hat den Sachverhalt dahin 
gewertet, daß die Beklagte zu 1) durch den Vertrag vom 
23. Mai 1950 praktisch zwar nicht ausdrücklich, aber im 
Ergebnis das ganze Vermögen der Hotelgesellschaft über­
nommen hat, daß die Beklagten dies infolge ihrer Kennt­
nis von der wirtschaftlichen Lage der Hotelgesellschaft 
bereits bei Vertragsschluß auch gewußt haben und daß 
sie deshalb gemäß § 419 Abs 1 mit dem übernommenen Ver­
mögen für die am 23« Mai 1950 bestehende Schuld der Ho­
telgesellschaft neben dieser haften. Diese Würdigung be­
gegnet keinen rechtlichen Bedenken} sie wird auch von der 
Revision nicht angegriffene

II. Die eingeklagte Pachtzins- und Prozeßkostenforderung.

a) das Berufungsgericht hat nicht geprüft, ob die 
Pachtzinsforderung gegen die Hotelgesellschaft entstan­
den und bejahendenfalls nicht etwa durch Aufrechnung mit 
der von der Hotelgesellschaft geltend gemachtenPorderung 
auf Erstattung der Baukosten erloschen ist« Es meint näm­
lich, daß für eine derartige Prüfung in diesem Rechts-
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streit kein Raum mehr sei, weil die Pachtzinsforderung 
am 23. Mai 1950 bereits bestanden habe und weil die Ho­
telgesellschaft im Vorprozeß zur Bezahlung des Pachtzin­
ses an den Kläger rechtskräftig verurteilt worden sei.
Ob der Vorprozeß richtig entschieden worden sei, stehe 
in diesem Rechtsstreit nicht mehr zur Erörterung, Ob die 
Beklagten sich gegen die Meinung wehrten, daß jene Ent­
scheidung auch gegen sie wirke, sei im Hinblick auf ihre 
in § 419 Abs 1 BGB bestimmte, im angefochtenen Urteil er­
örterte Haftung für jene Schuld der Hotelgesellschaft un­
erheblich,

b) 1) Diese Auffassung rügt die Revision mit Grund 
als rechtsirrtümlich.

Da die Beklagte zu 1) durch den Vertrag vom 
23. Mai 1950 das Vermögen der notelgesellschaft übernom­
men hat, haften beide nach § 419 Abs 1 in Verbindung 
mit § 421 BGB als Gesamtschuldner für die an diesem Ta­
ge bestehenden Schulden der Hotelgesellschaft, Nach §
425 Abs 2 BGB wirken die Urteile im Vorprozeß nur gegen 
die Hotelgesellschaft.

Auch aus § 325 Abs 1 ZPO kann nichts anderes ent­
nommen werden. Denn Rechtsnachfolger einer Partei im Sin­
ne dieser Bestimmung ist ein Schuldübernehmer jedenfalls 
dann nicht, wenn er - wie vorliegend - nicht an Stelle 
des Alleinschuldners, sondern neben ihm haftet,

(So auch in RG in HRR 1930 Nr 2021 und in 
Seuff Arch 93 Nr 47. Die vom Kammergericht 
in JW 1958, 1916 69 entwickelte Auffassung 
steht dem nicht entgegen, da dort eine be­
freiende Schuldübernahme zu Grunde lag. Wie 
hier ferner Stein-Jonas-Schoenke, ZPO 17.-
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Aufl § 325 Anndn.lt 3 und Bruns in ZZivPr 
64, 326o Selbst Bettermann, Die Voll­
streckung des Zivilurteils in den Gren­
zen seiner Rechtskraft, der den Begriff 
des Hechtsnachfolgers im Sinne des 
§ 325 Abs 1 ZPO grundsätzlich ungewöhn­
lich weit auffaßt, räumt ein (S 134,
135), daß derjenige, der /wie vorlie­
gend/ eine Schuld noch vor dem Eintritt 
der Rechtskraft des darüber befinden­
den Urteils mitübernimmt, nicht Rechts­
nachfolger im Sinne der genannten Vor­
schrift ist. Auch Rosenberg, der im 
Lehrbuch des Deutschen Zivilprozeßrechts 
7* Aufl § 101 II 3 eine ähnliche Ansicht 
wie Bettermann vermerkt, läßt doch er­
kennen, daß auch er als Rechtsnachfol­
ger im Sinne der genannten Vorschrift 
nur einen Schuldübernehmer verstanden 
wissen will, dem statt des ursprüngli­
chen Beklagten die Sachlegimitation zu­
käme, falls die Klage erst nach der 
Schuldübemahme erhoben würde; die schein­
bar abweichende Bemerkung in § 101 II 2 
aaO zielt nur auf die in § 265 ZPO ge­
troffene Regelung ab, um die es sich 
vorliegend nicht handelt,)

Auf die von der Revision in diesem Zusammenhang 
erhobene Verfahrensrüge, daß das angefochtene Urteil hin­
sichtlich der Pachtzins- und Prozeßkostenforderung eine 
Begründung vermissen lasse (§ 551 Nr 7 ZPO), braucht hier­
nach nicht eingegangen zu werden.



2) Danach ist zwar die Begründung fehlsam, mit 
der das Berufungsgericht die Beklagten als Schuldner 
der Klageforderungen betrachtet hat. Indessen erweist 
sichidas aus folgenden Erwägungen im Ergebnis als rich­
tig!

Daß die hotelgesellschaft der ^^^geSeilschaft 
die geltend gemachten Pachtzinsen schuldig geworden war 
und die Prozeßkosten zu erstatten hatte, ist unter Nr 
1 der Klageschrift nach Lage der Umstände ausreichend 
dargelegt« Die Beklagten haben dagegen im einzelnen 
nichts vorgebracht, sich vielmehr auf den Hinweis be­
schränkt, daß die Pachtzinsforderung durch die von der 
Hotelgesellschaft im Vorprozeß erklärte Aufrechnung mit 
der Forderung- auf Erstattung der Baukosten (§4 des 
Pachtvertrages) erloschen sei. Dies trifft indessen 
schon deshalb nicht zu, weil zu der Zeit, als die Hotel­
gesellschaft die Aufrechnung erklärt hatte, bereits 
nicht mehr diese, sondern infolge der in Nr 6 des Ver­
trages vom 7. November 1949 vorgenommenaiAbtretung Hu- 
ster und die Beklagte zu 2) Gläubiger der Forderung wa­
ren. Daß etwa diese Gläubiger der Verwendung ihrer For­
derung zur Aufrechnung durch die dazu nicht mehr berech­
tigte Hotelgesellschaft zugestimmt hätten (§§182 ff 
BGB), ist nicht behauptet«

Abgesehen davon aber würde es dem Beklagten ob­
gelegen haben, im einzelnen darzulegen, wie die Forderung 
auf Erstattung der Baukosten aus § 4 des Pachtvertrages 
herzuleiten sei und daß die danach erstattungsfähigen 
Baukosten den noch nicht bezahlten Pachtzinsen minde­
stens gleich kämen. An solchen Darlegungen haben die Be­
klagten es indessen fehlen lassen. Ihre Bemerkung unter 
Nr I der Klagebeantwortung, im Vorprozeß habe sich die 
Forderung der Höhe nach mit einem Betrag von 49 •> 263«- DM
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als substantiiert /aber noch nicht als belegt/ erwiesen, 
genügt umso weniger, als im Vorprozeß ja die Präge of­
fen geblieben war. ob denn die Forderung dem Grunde nach 
berechtigt sei, Das haben die Beklagten auch unter Nr III 
ihres Schriftsatzes vom 2, August 1954 nicht beachtet. Übri­
gens ergeben die Gerichtsakten des Vorprozesses selbst 
hinsichtlich der Höhe der Erstattungsforderung ein unvoll­
kommenes Bild, weil das Gutachten Enderlein, aus dem der 
erwähnte Betrag von 49.263>- DM entnommen ist, sich nicht 
mehr bei den Gerichtsakten befindet, vielmehr den Prozeß­
bevollmächtigten der Hotelgesellschaft schon vor Beginn 
dieses Hechtsstreits zurückgegeben worden war. {

Im Hinblick auf die unzureichende Einlassung der 
Beklagten hat das Landgericht sich in seinem Urteil auf 
die Bemerkung beschränkt, daß die Beklagten für die Pacht­
zins- und Kostenschuld der Hotelgesellschaft haften. Im 
zweiten Hechtszug haben die Beklagten als Berufungsklä­
ger nicht etwa bemängelt (§ 519 Abs 3 Nr 2 ZPO), daß das 
Landgericht die Klageforderung unrichtig behandelt habe, 
auch ihren bisherigen die Klageforderung betreffenden Sach- 
vortrag nicht ergänzt, ja nicht einmal wiederholt. Unter 
diesen Umständen brauchte das Berufungsgericht darauf 
nicht mehr besonders einzugehen. Vielmehr trifft es zu, ^
daß die im Vorprozeß dem damaligen Konkursverwalter der 
Perkgesellschaft zugesprochene Pachtzins- und Kostenforde­
rung auch im Verhältnis zu den Beklagten (der Beklagten 
zu 2) gegenüber gemäß § 161 Abs 2, § 128 HGB) jedenfalls 
bei Klageerhebung begründet gewesen ist.

III. Aufrechnung mit der von den Beklagten geltend ge­
machten Gegenforderung.

a) Das Berufungsgericht hat die auch von den Beklag­
ten zur Aufrechnung gestellte Gegenforderung im einzelnen
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nicht erörtert, • weil es der Ansicht ist, daß dem § 55 
Nr 1 KO entgegensteheo

Danach ist eine Aufrechnung im Konkursverfahren 
unzulässig, wenn jemand vor oder nach Eröffnung des Ver- 
fahrens eine Forderung an den Gemeinschuldner erworben 
hat und nach der Eröffnung etwas zur Masse schuldig ge­
worden ist0

Das Berufungsgericht meint, daß die Beklagten erst 
nach der am 28« Dezember 1949 erfolgten Eröffnung des Kon­
kursverfahrens über das Vermögen der B^pgesellschaft, 
nämlich durch den Vertrag vom 23« Mai 1950 und gemäß 
§§ 161 Abs 2, 128 HGB etwas e]d.ie Klageforderungen) zur 
Masse schuldig geworden seien,

b) Die Revision bekämpft diese Auffassung mit fol­
genden Erwägungens Die vom Kläger im Rechtsstreit geltend 
gemachten Forderungen hätten schon vor der Konkurser­
öffnung (nämlich der Hotelgesellschaft gegenüber) bestan­
den, Die Beklagten würden auf Befriedigung dieser Ansprü­
che gemäß § 419 Abs 1 BGB nur als Mitschuldübemehmer in 
Anspruch genommen; das sei keine läge, in der die Aufrech­
nung nach § 55 Nr 1 KO unzulässig sei« Hinzu komme, daß 
die Hotelgesellschaft als ursprüngliche Alleinschuldnerin 
der Klageforderungen auch die ursprüngliche Gläubigerin 
der zur Aufrechnung gestellten Gegenforderung sei. Die 
Aufrechnungslage (§ 389 BGB) sei also schon vor Konkurser­
öffnung gegeben gewesen.

Diese Rüge ist. unbegründet. Zunächst fehlt auch 
insoweit eine schlüssige Darlegung der Gegenansprüche in 
diesem Rechtsstreit, Außerdem bieten Wortlaut und ginn 
des § 55 Nr 1 KO für die von der Revision versuchte Aus-
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legung auch unter Berücksichtigung der hier obwalten­
den besonderen Umstände keine Handhabe« In § 55 ist das 
Erfordernis der Gegenseitigkeit aufzurechnender An­
sprüche verschärft» Es reicht danach nämlich nicht aus.» 
daß beim Vollzug der Aufrechnung Gegenseitigkeit be­
steht , Vielmehr muß sie in dem durch Nr 1 aaO geregel­
ten Pall bereits bei Eröffnung des Verfahrens bestanden 
haben; damit der Gläubiger gegenüber der Konkursmasse 
wirksam aufrechnen kann. Sie Beklagten sind zwar durch 
die Abtretung in Nr 6 des Vertrages vom 7. November 1949 
- also vor Eröffnung des Verfahrens-Gläubiger der For­
derungen geworden, die zunächst angeblich die Hotelge­
sellschaft gegen die B^^geSeilschaft auf Erstattung 
der Baukosten gehabt hat. Schuldner der P^Pgesellschaft 
hinsichtlich der Klageforderungen aber sind die Beklag­
ten erst durch den Übernahmevertrag vom 23. Mai 1950. 
also nach Eröffnung des Konkursverfahrens geworden. Der 
Umstand, daß auch die Hotelgesellschaft, und zwar schon 
vorher, Schuldnerin dieser Forderungen gewesen ist, 
macht die Aufrechnung der Beklagten ebenso wenig zuläs­
sig, wie der Umstand, daß Forderungen und Gegenforderung 
§.us demselben Rechtsverhältnis hergeleitet werden (Jaeger, 
KO 6o/?'o' Aufl § 55 Anm 1), nämlich aus den im Pachtver­
trag getroffenen Vereinbarungen. Aus der von der Revi­
sion in diesem Zusammenhang angeführten Entscheidung 
BGHZ 15, 335 ist für den vorliegenden Fall nichts zu 
entnehmen.

IV« Pas Recht der Beklagten auf Vorwegbefriedigung aus 
dem übernommenen Vermögen.

Ist demnach die Beklagte zu 1) als Vermögens­
übernehmerin MitSchuldnerin der Klageforderungen gewor­
den, so kann sie doch dem Zahlungsverlangen des Klägers 
mit der Einrede begegnen, sie dürfe sich wegen der For-
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derungen, die sie selbst schon am 23. Hai 1930 gegen die 
Hotelgesellschaft gehabt hätte, aus dem übernommenen Ver­
mögen vorweg befriedigen, also das Vermögen insoweit auch 
zurückbehalten, und brauche deshalb nicht zu zahlen, falls 
unter Berücksichtigung solcher eigener Forderungen das Ver­
mögen erschöpft sei (RGZ 139» 199 ^T027,auch BGH in MER 
1954, 284 86/>.

a) 1) Eas Berufungsgericht hat indessen der Beklag­
ten zu 1) diese Einrede im Hinblick auf die Barlehens­
forderung HtfHBs und der Beklagten zu 2) gegen die Hotel­
gesellschaft in Höhe von 89.391,48 EM aus dem Vertrage 
vom 7c November 1949 mit folgenden Erwägungen versagt:

Alleinige Gläubigerin der Forderung sei die Beklag­
te zu 2) als Erbin am 13- August 1950 geworden.
Von dieser sei die Forderung erst während des Rechtsstreits 
an die Beklagte zu 1) abgetreten worden; die Beklagte zu
1) sei also erst nach dem 23. Mai 1950 Gläubigerin der 
Forderung geworden.

Baß die Personen, die an diesem Tage Gesellschaf- 
ter der Beklagten zu 1) gewesen seien, nämlich die Beklag­
te zu 2) und auch Barlehensgläubiger gemäß dem Ver­
trag vom 7. November 1949 gewesen seien, sei wegen der 
rechtlichen Natur der Kommanditgesellschaft als einer Ge­
meinschaft zur gesamten Hand unerheblich. Eas Vermögen 
der Kommanditgesellschaft sei etwas von dem Privatvermö­
gen ihrer Gesellschafter verschiedenes. Eie Beklagte zu
2) und seien Privatgläubiger der Barlehensforderung
geblieben.

2) Eie Revision bekämpft das Ergebnis dieser rechts- 
irrtumsfreien, von ihr als solcher auch nicht beim/ngelten 
Auffassung, indem sie die Ansicht entwickelt, die Beklagte
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zu 2) und H f l U  seien als Darlehensgeber eine Gesell­
schaft des bürgerlichen Rechts und damit auch insofern 
eine Gemeinschaft zur gesamten Hand gewesen. Die Organi­
sation dieser Gesellschaft sei in Nr 10 des Vertrages 
vom 7. November 1949 niedergelegt; dort sei nämlich er­
klärt, däß zur Geltendmachung und Ausübung der ihnen als 
Darlehensgebern zustehenden Rechte sowohl EflHP wie die 
Beklagte zu 2) berechtigt seien, und zwar ein jeder in 
vollem Umfange, und daß beide sich insoweit gegenseitig 
Vollmacht erteilten mit gleichzeitiger Befreiung von et­
waigen Beschränkungen des § 181 BGB. Das Vermögen der so 
zustande gekommenen Gemeinschaft zur gesamten Hand, näm­
lich die Darlehensforderung, habe also schon vor dem 
23- Mai 1950 derselben Gemeinschaft zur gesamten Hand 
gehört wie derjenigen, die an jenem Tage in der Rechts­
form einer Kommanditgesellschaft, nämlich als die Be­
klagte zu 1), das Vermögen der Hotelgesellschaft über­
nommen habe,

Dieser Gedankengang scheitert schon daran, daß 
die Kennzeichnung nicht gebilligt werden kann, die die 
Revision dem Verhältnis der beiden Darlehensgeber un­
tereinander zu geben versucht. Bei unbefangener Würdi­
gung des alltäglichen Vorgangs, daß zwei Personen - hier 
noch dazu Eheleute - ein Darlehen vergeben, kann darin 
nach der Lebenserfahrung mindestens nicht ohne weiteres 
die Begründung eines Gesellschaftsverhältnisses nach bür­
gerlichem Recht erblickt werden. Die dafür erforderliche 
Organisation ist vorliegend nicht aus der von der Revi­
sion angeführten Bestimmung des Larlehensvertrages zu 
entnehmen; sie enthält vielmehr nichts anderes, als eine 
landläufige Erleichterung für die beiden Darlehensgläu­
biger im Hinblick auf den geschäftlichen Verkehr mit ih­
rer Schuldnerin, hat also nur für das Außenverhältnis 
Bedeutung.
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Aber selbst wenn Huster und die Beklagte zu 2) 
als Darlehensgeber eine Gesellschaft des bürgerlichen 
Rechts gebildet hätten, würde daraus für den vorlie­
genden Pall nicht die von der Revision entwickelte Pol- - 
gerung gezogen werden können. Das Vermögen der offenen 
Handelsgesellschaft und damit auch der ihr insoweit 
gleichstehenden Kommanditgesellschaft ist nämlich nicht 
nur im Verhältnis zum Vermögen ihrer Gesellschafter stark 
verselbständigt, sondern auch im Verhältnis zum Vermö­
gen einer Gesellschaft des bürgerlichen Rechts, die aus 
denselben Personen besteht (RGZ 136 402 /?06/). Diese 
Personen verkörpern auf beiden Seiten verschiedene Son­
dervermögensmassen, die eine weitgehende rechtliche 
Selbständigkeit haben und deren Schicksal sich jeder­
zeit vor allem im Hinblick auf die Träger der Vermögen 
verschieden gestalten kann (wie das im Gesellschafter­
bestand der Beklagten zu 1) nach dem 23. Mai 1930 ja 
auch der Fall gewesen ist).

Damit erweist sich auch der Hinweis der Revision 
darauf als unerheblich, daß der Darlehensvertrag vom 
7«. November 1949 und der Übemahmevertrag vom 23. Mai 1950 
ihre Grundlage in denselben Interessenkreisen gehabt haben 
mögen, nämlich in der engen wirtschaftlichen Verbindung 
der Darlehensgeber und späteren Vermögensübernehmer mit 
der Hotelgesellschaft.

b) 1) Was die Forderung anlangt, die der Beklagten 
zu 1) nach § 4 des Vertrages vom 23. Mai 1950 angeblich 
in Höhe von 15.972,11 DM gegen die Hotelgesellschaft zu­
steht, so ist das Berufungsgericht darauf mit folgender 
Begründung nicht eingegangen)

Jene Forderung maohe der Höhe nach zu Laoten der 
Hotelgesellschaft den Unterschiedsbetrag zwischen deren
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von der Beklagten zu i) übernommenen' Schulden und deren 
von der Beklagten zu 1) übernommenen Vermögen aus- So­
weit die Beklagte zu 1) die Schulden aus dem Vermögen 
beglichen haben sollte, sei der entsprechend größere oder 
kleinere Unterschiedsbetrag allenfalls als eine Aufwen­
dung der Beklagten zu 1) aufzufassen. Ob sie dafür nach 
§ 419 Abs 2 Satz 2 i.V.m. § 1990, § 1991 Abs 1 und § 1978 
Abs 3 BGB Ersatz aus dem Vermögen verlangen könne, be­
dürfe keiner Erörterung, denn die Beklagten hätten die 
Forderung.der Höhe nach nicht nachgewiesen.

2) Die Revision rügt, das Berufungsgericht habe 
den § 286 ZPO insofern verletzt, als die Beklagten im 
ersten nechtszuge (Nr I - S 4 - des Schriftsatzes vom 
2, August 1954) zu ihrem Hinweis daß die Beklagte zu 1) 
die übernommenen Schulden in voller Höhe, also mit 86.711»44 
DM beglichen habe, Beweise angetreten habe, die zu Un­
recht nicht erhoben worden seien.

Diese Rüge geht fehl. Denn die Beklagten haben 
im Berufungsrechtszug ihr früheres Vorbringen nicht wie­
derholt, auch nicht auf jenes Vorbringen Bezug genommen, 
wie insbesondere, der Tatbestand des angefochtenen Urteils 
ergibt. Die allgemeine Bemerkung in Nr III der Berufungs­
begründung, daß die Beklagte zu 1) an die Gläubiger der 
Hotelgesellschaft weit mehr bezahlt habe, als sie an Ver­
mögenswerten übernommen habe,reicht dazu umso weniger aus, 
als auch der frühere Hinweis sich auf die Angabe der in 
§ 1 des Vertrages vom 23. Mai 1950 nur summarisch aufge- 
führten Beträge beschränktj damit hat sie ihrer Darle­
gungspflicht nicht genügt. Wenn also das Berufungsgericht 
auf die Darstellung der Beklagten im ersten Rechtszuge 
nicht zurückgekommen ist, so hat es bei dieser Sachlage 
entgegen der Auffassung der Revision auch nicht gegen 
§ 139 ZPO verstoßene I i«ut.; ■ • .■ IL • • ■ ■ — >«"*■»v:.'

Hat daher das Berufungsgericht den



Beklagten die Erschöpfungseinrede mit Recht versagt, so 
ist ihre Revision aus den in Abschnitt II und III er­
örterten Gründen zurückzuweisen.

, B) Zur Anschlussrevision des Klägers.

Die Anschlussrevision richtet sich nur dagegen, 
daß das Berufungsgericht den Beklagten die in § 419 Abs 2 
Satz 1 BGB vorgesehene Beschränkung ihrer Haftung auf 
das übernommene Vermögen Vorbehalten hat.

I-, a) Das Berufungsgericht hat unter anderem ausgeführts 
Wenn der Übernehmer sich auf die Beschränkung seiner Haf­
tung berufe, so fänden nach § 419 Abs 2 Satz 2 BGB die 
für die Haftung des Erben geltenden Vorschriften der 
§§ 1990, 1991 entsprechende Anwendung. Was § 1990 Abs 1 
Satz 1 anlange, so folge daraus, daß der Übernehmer die 
Befriedigung eines Gläubigers des Übertragenden insoweit 
verweigern könne, als das übernommene Vermögen nicht aus­
reiche» Der Übernehmer sei dann gemäß Satz 2 aaO verpflich­
tet, das übernommene Vermögen zum Zecke der Befriedigung 
des Gläubigers im Wege der Zwangsvollstreckung herauszu­
geben, d„h. die Zwangsvollstreckung darein zu dulden»
Nach § 1991 Abs 1 fänden, wenn der Übernehmer von dem ihm 
nach § 1990 Abs 1 Satz 1 zustehenden Recht.Gebrauch mache, 
auf seine Verantwortlichkeit die Vorschriften der §§ 1978, 
1979 Anwendung, Gemäß § 1978 Abs 1 Satz 1 sei demnach der 
Übernehmer den Gläubigern des Übertragenden für die Ver­
waltung des Vermögens so verantwortlich, wie wenn er von 
der Übernahme des Vermögens an die Verwaltung für sie als 
Beauftragter zu führen gehabt hätte. Nach § 1978 Abs 2 
gälten die den Gläubigem danach zustehenden Ansprüche 
als zum übernommenen Vermögen gehörend. Die Berichtigung 
einer Schuld des Übertragenden durch den Übernehmer müß­
ten die Gläuber nach § 1979 als für Rechnung des Übertra­
genden erfolgt gelten lassen, wenn der Übernehmer den Um­
ständen nach hätte annehmen dürfen, daß das Vermögen zur
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Berichtigung aller Schulden der Übertragenden ausrei­
che ..

In Anwendung dieser Rechtssätze sei es auch un­
ter Berücksichtigung der dazu entwickelten Rechtspre­
chung nach dem Sachverhalt nicht gerechtfertigt, den 
Beklagten den Vorbehalt ihrer Haftung zu versagen«, Die 
Erklärung der Beklagten über das Schicksal des Inventars, 
die nur durch den Hinweis des Klägers auf das - wie 
näher ausgeftihrt wird - schon bei Beginn des Rechts­
streits erloschene Vermieterpfandrechts hervorgerufen 
worden sei, habe sich als eine völlig unzureichende und 
daher nichtssagende Bemerkung erwiesen; sie sei als 
eine offenbar durch unklare Rechtsvorstellungen beein­
flußte reine Prozeßbehauptung unschwer erkennbar und 
durch die Vorlegung der Inventarliste und die vor dem 
Berufungsgericht dazu abgegebene Erklärung auf die ihr 
zukommende Bedeutung zurückgeführt worden. Für einen 
Schadensersatzanspruch wegen schuldhafter Verletzung 
der Verwaltungspflichten der Beklagten zu 1) (§ 1978 
Abs 1 Satz 1 BGB) sei der Kläger behauptungs- und be­
weispflichtig. Dazji gehöre in erster Linie die schlüs­
sige Darlegung, daß eine demnächst im Wege der Zwangs­
vollstreckung durchzuführende Befriedigung aus dem über- 
nommenen Vermögen unmöglich sein werde, weil von dem 
übernommenen Vermögen infolge schuldhaften Verhaltens 
der Beklagten zu 1) nichts mehr oder jedenfalls nichts 
ausreichendes mehr vorhanden sei. Daran fehle es, selbst 
wenn man die Angabe der Beklagten über das Schicksal des 
Inventars als richtig unterstelle.

Die Verantwortlichkeit des Übernehmers richte 
sich gemäß der genannten Bestimmung nach den für die 
-Verantwortlichkeit des Beauftragten geltenden Vorschrif-
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ten (§§ 662 ff)„ Welche Pflicht danach der Übernehmer ha­
be. ergebe die Gestaltung des Einzelfalls<> Per Übernehmer 
eines für Betriebszwecke dienenden und bestimmten Geschäfts­
vermögens werde dureh seine Verwaltungspflichten nicht ge­
hindert. die erworbenen Sachen für den vorgesehenen Zweck 
zu verwenden. Er genüge seiner Pflicht, wenn er für die 
durch bestimmungsgemäßen Gebrauch oder durch natürlichen 
Verschleiß abgehenden Sachen entsprechenden Ersatz schaf­
fe, der nach den das bürgerliche Recht beherrschenden 
Surrogätionsprinzip an ihre Stelle trete. Pie vom Kläger 
vertretene Ansicht, daß der Übernehmer in jedem Palle das 
Vermögen, so wie er es übernommen habe, vorliegend also 
rund fünf Jahre lang für den etwaigen Zugriff eines Gläu­
bigers unverändert und ungenutzt aufbewahren müsse, sei 
abwegig, da sie im Gesetz keine Stütze findeii und zu le­
bensfremden Ergebnissen führe. Pür einen aus Verletzung 
der Verwaltungspflicht entstandenen Schadensersatzanspruch 
wegen "Verbrauchs" der übernommenen Sachen fehle jeder 
Anhaltspunkt.

Paß die Beklagte zu 1) die von ihr durch Vertrag 
vom 23. Mai 1950 übernommene Schuld der Hotelgesellschaft 
getilgt habe, stelle ebenfalls keine Verletzung ihrer Ver­
waltungspflicht dar. Mindestens in Höhe der übernommenen 
Vermögenswerte, also im Betrage von 70.739>33 PM, sei die 
Übernahme und Tilgung der Schulden die Gegenleistung für 
.die Übertragung dieser Werte; ohnehin übrigens dürf­
ten die Schulden bei Ermittlung des Vermögens nicht be­
rücksichtigt werden.

b) die Anschlußrevision rügt hieran folgendess Per 
Kläger habe vorgetragen, daß nach dem Geständnis der Be­
klagten seine Befriedigung aus dem übernommenen Vermögen 
unmöglich geworden sei und daß diese Unmöglichkeit auf 
dem Verschulden der Beklagten zu 1) beruhe. Pamit entfalle



- 2 5 -

für die Beklagten die Möglichkeit, sich auf die Beschrän­
kung ihrer Haftung zu berufen. Die Beklagte zu 1) habe 
nämlich das von ihr übernommene Vermögen mangelhaft ver­
waltet. Die Erklärung der Beklagten über das Schicksal 
des Inventars sei ein eindeutiges und prozeßual wirksa­
mes Geständnis. Der Kläger habe daraus ausdrücklich die 
erforderlichen ^echtsfolgerungen gezogen. So habe er dar­
auf hingewiesen, Einrichtungsgegenstände im Werte von 
mehr als 54,000 DM, wie die Beklagten sie durch den Ver­
trag vom 23, Mai 1950 übernommen haben, könnten im Ver­
laute weniger Jahre nicht restlos aufgebraucht oder ver­
braucht worden oder unbrauchbar geworden seinj.die Beklag­
ten hätten als Übernehmer die Befriedigung des Klägers 
aus dem Vermögen der Hotelgesellschaft schuldhaft ver­
eitelt, die Beklagte zu 1) hafte deshalb nach Auftrags­
recht auf Schadensersatz und zwar ohne die Möglichkeit 
ihre Haftung auf das Vermögen zu. beschränken (§§ 419j 
1991. 1978, 662 ff, 276, 280 BGB), palls die Beklagten 
das bestreiten wollten, treffe sie in Anwendung des 
§ 282 BGB die Beweislast dafür, daß die Unmöglichkeit 
der Herausgabe des übernommenen Vermögens zum Zwecke der 
Befriedigung des Klägers von ihnen nicht zu vertreten 
sei. Trotz dieser Hinweise hätten die Beklagten - so 
führt die Anschlußrevision aus - im ersten Rechtszuge 
nicht einmal versucht, ihr Zugeständnis zu widerrufen.
Das Landgericht sei den Hinweisen des Klägers gefolgt und 
habe den Beklagten deshalb die Beschränkung ihrer Haf­
tung nicht Vorbehalten. Im zweiten Rechtszuge habe der 
Kläger auf jenes Geständnis und die daraus sich erge­
benden Folgen nochmals hingewiesen. Die von den Beklag­
ten dazu schließlich abgegebene Erklärung erfülle nicht 
die Voraussetzungen, unter denen nach § 290 Z?0 der Wi­
derruf eines Geständnisses wirksam sei und räume über­
dies den Vorwurf mangelhafter Verwaltung nicht aus. Un­
ter diesen Umständen habe das Berufungsgericht das Ge­
ständnis der Beklagten zu Unrecht als Frozeßbehauptung
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bezeichnet« Möge auch mit dem Berufungsgericht davon aus­
gegangen werden können, daß die Beklagte zu 1) zum be­
stimmungsgemäßen Gebrauch des Inventars befugt gewesen 
sei, so hätte sie das doch sorglich tun müssen« Eine 
Totalzerstörung des Inventars aber, wie die Beklagten 
selbst sie zugegeben hätten, läge völlig außerhalb des 
Rahmens einer ordnungsmäßigen Verwaltung.

Biese Rügen sind begründet.

Zwar hat das Berufungsgericht aus den einschlä­
gigen Bestimmungen des Bürgerlichen Gesetzbuches zutref­
fend abgeleitet, daß der Übernehmer eines Vermögens, der 
durch seine Gebarung mit diesem Vermögen die Befriedi­
gung eines Gläubigers aus dem Vermögen schuldhaft ver­
eitelt, dieser wie ein Beauftragter verantwortlich ist, 
ohne seine Haftung auf das Vermögen beschränken zu kön­
nen (Palandt BGB 15« Aufl Anm 4 c zu § 419)«

Indessen ist das Berufungsgericht dabei für den vor­
liegenden Fall von Voraussetzungen ausgegangen, die der 
Nachprüfung nicht standhalten.

Die Beklagten müssen gegen sich gelten lassen, 
daß sie das von der Beklagten zu 1) übernommene Vermö­
gen als zur Zeit der mündlichen Verhandlung vor dem Be­
rufungsgericht erschöpft bezeichnet haben« Es ist also 
davon auszugehen, daß die Beklagte zu 1) dem Kläger ge­
genüber so verantwortlich ist, wie wenn dieser sie am 
25« Mai 1950 mit der Verwaltung des Vermögens beauftragt 
hätte. Die Beklagten haben nicht etwa behauptet, daß das 
Inventar zur Befriedigung von Gläubigern der Hotelgesell­
schaft verwendet worden sei. Vielmehr existiert es nach 
der Erklärung des Beklagten im ersten Rechtszuge nicht 
mehr. Die Auffassung des Berufungsgerichts über die pro- 
seßuale Bedeutung dieser Erklärung geht fehl« Sie ist
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durchaus keine unzureichende nichtssagende Bemerkung 
oder eine reine Prozeßbehauptung, sondern - wie die 
Anschlußrevision zutreffend ausführt - das eindeuti­
ge Geständnis einer Tatsache,.. Die Erklärung so zu wer­
ten, ist der Senat nicht gehindert, denn das gerichtli­
che Geständnis ist eine Prozeßhandlung, und deshalb 
ist die Auslegung, die die Erklärung durch den Tatrich- 
ter gefunden hat, in der Revisionsinstanz nachprüfbar.

Dabei ist ohne Bedeutung, daß die Erklärung der 
Beklagten durch den Hinweis des Klägers auf das ver­
meintlich vereitelte Vermieterpfandrecht hervorgeru­
fen worden war, Die Beklagten mochten ihre Erklärung 
abgegeben haben in der Annahme, daß deren Inhalt ihnen 
in jenem Zusammenhang für ihre Verteidigung gegen die 
Klageforderungen vorteilhaft sein könne und daß sie des­
halb in ihrer Erklärung möglicherweise gar kein Geständ­
nis erblickt haben. Dem Kläger war es unbenommen, aus 
der Erklärung die von der Anschlußrevision hervorgeho­
bene anderweite materiellrechtliche Folgerung zu zie­
hen, Die Erklärung der Beklagten hat die Bedeutung des 
Geständnisses nicht etwa dadurch verloren, daß sie sich, 
als sie sie abgaben, kaum bewußt gewesen sind, die Er­
klärung werde in dem vom Kläger entwickelten neuen Zu­
sammenhang für sie ungünstig sein (Stein-Jonas-Schoenke 
ZPO i7c Aufl Anm II 2 a zu § 288 ), Aus der Entschei­
dung des Reichsgerichts in RGZ 86, 143 /T46? ist Abwei­
chendes nicht zu entnehmen. Denn in jenem lall ist die Er­
klärung, in der der Berufungsrichter ein Geständnis er­
blickt hatte, in der Revisionsinstanz schon deshalb nicht 
als Geständnis gewürdigt worden, weil die Erklärung vor­
her in tatsächlicher Beziehungi falsch aufgefaßt worden
war.
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Das Geständnis ist im ersten .rtechtszuge nicht wider­
rufen worden, Es behielt nach § 532 ZPO seine Wirksamkeit, 
auch im zweiten Rechtszuge, Soweit in der von den Beklag­
ten hierzu vor dem Berufungsgericht abgegebenen Erklärung 
eine Einschränkung oder gar ein völliger Widerruf des Ge­
ständnisses überhaupt zu erblicken sein sollte, kommt es 
darauf nicht an., Denn zur Unwirksamkeit des Geständnisses 
würde nach § 290 ZPO ein Widerruf nur führen, wenn die Be­
klagten dargelegt und bewiesen hätten, daß das Geständnis 
der Wahrheit nicht entspreche und durch einen Irrtum ver­
anlaßt sei, Ihre Erklärung vor dem Berufungsgericht ist 
also unerheblich.

Für die Beurteilung des Sachverhalts bedeutet dies, 
daß die Beklagte zu 1) ein Anfang des Jahres 1950 von ihr 
übernommenes Inventar im Werte von mehr als 54*000 DM, zu 
dessen sorglicher Behandlung sie seitdem dem Kläger nach 
den Grundsätzen des Auftragsrechts verpflichtet war, be­
reits kaum vier Jahre danach nicht mehr zum Zwecke der 
Befriedigung der Zwangsvollstreckung hätte herausgeben 
können (weil es nämlich vernichtet war) und daß für et­
wa durch Verschleiß untergegangene Sachen keinerlei Er­
satzstücke vorhanden waren, die die Beklagten hätten be­
schaffen müssen (RGBKomm BGB 10. Aufl Anm 2 zu § 419)-

Aus den Gründen zu Abschnitt A IV a 2) können die Beklag­
ten sich auch nicht etwa auf ein Zurückbehaltungsrecht an 
Teilen des von der Beklagten zu 1) übernommenen Vermögens 
wegen der Darlehensansprüche der Beklagten zu 2) und ihres 
verstorbenen Ehemannes berufen.

Ist also nach den eigenen Erklärungen der Beklagten 
die Herausgabe des Inventars entgegen ihrer vom Gesetz un­
terstellten Verpflichtung als Beauftragte des Klägers un­
möglich, so hängt die Entstehung eines Schadensersatzan-
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Spruchs nach § 280 BGB davon ab, ob die Beklagten den 
Umstand, auf den die Unmöglichkeit ihrer Leistung zu- 
rückzuführen ist, zu vertreten haben; oder nichtc In 
dieser Beziehung trifft entgegen der Auffassung des Be­
rufungsgerichts die Beklagten nach § 282 BGB die Beweis­
last.. Ihr zu genügen, haben sie nicht einmal versucht. Hat 
sich also die Beklagte zu 1) durch Vereitelung der Befriedi­
gung des Klägers aus dem Inventar schadensersatzpflichtig 
gemacht, so können sich die Beklagten auf die Beschränkung 
ihrer Haftung nicht berufen,

II, Unerörtert kann hiernach bleiben, ob - wie die An­
schlußrevision im Gegensatz zum Berufungsgericht meint - 
der Kläger auch einen Schadensersatzanspruch aus § 826 BGB 
gegen die Beklagten geltend machen kann»
Vielmehr ist aus den in Abschnitt I entwickelten Gründen 
auf die Anschlußrevision das angefochtene Urteil aufzuheben, 
soweit darin den Beklagten die Beschränkung ihrer Haftung 
auf das von der Beklagten zu 1) übernommene Vermögen der Ho­
telgesellschaft Vorbehalten ist und die Berufung der Beklag­
ten auch insoweit zurückzuweisen«,

C
Die Kostenentscheidung beruht auf §§ 97, 1Q0 ZPO»

Dr, Großmann Dr. Gelhaar Dr« Spieler
Liesecke Dr. Mezger
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